
der, der seine theoretischen Gegner folgendermaßen 
abzuqualifizieren versucht: „ . . . d i e  Sturzflut der ge­
genwärtig erscheinenden Publikationen (ist) selbst für 
den Kriminologen verwirrend, und er sieht mit Er­
staunen, wer sich mit welchen Methoden zu welchen 
weitreichenden Aussagen berechtigt und berufen fühlt“ 
(S. 569).
Wer aber als Kriminologe in der BRD gar die gesell­
schaftliche Bedingtheit der Kriminalität bejaht, offen 
ausspricht, daß die Wurzel der Kriminalität in den 
kapitalistischen Gesellschaftsverhältnissen liegt, und 
im Zusammenhang damit die kapitalistische Gesell­
schaftsordnung in Frage stellt, gerät in das direkte 
Schußfeld Schneiders. Das klingt dann so: „Wenn er 
(der Kriminologe — J. St.) das soziale System, in dem 
er lebt, ablehnt und beseitigen will, ist er kein Krimi­
nologe, sondern ein ,Schreibtischtäter*, gegen den die 
Gesellschaft das Recht zur Gegenwehr hat“ (S. 578). 
Diese Drohung ist so ungeheuerlich, daß man gezwun­
gen ist, sich näher mit ihr zu befassen:
Erstens fordert Schneider damit zum Gesinnungsterror 
gegen jene Kriminologen auf, die sich auf der Basis 
realer politischer Erkenntnisse sowie aus Einsicht in 
die Erfolglosigkeit aller bisherigen Bemühungen, der

Verbrechensexplosion in der BRD Einhalt zu gebieten, 
von der bürgerlichen Kriminologie abwenden. Diese 
Aufforderung zum Gesinnungsterror ist ein eklatanter 
Verstoß gegen Art. 4 und 5 des Bonner Grundgesetzes, 
wonach die Freiheit des weltanschaulichen Bekennt­
nisses und das Recht der freien Meinungsäußerung ga­
rantiert sind.
Zweitens stellt die Drohung Schneiders Rufmord dar, 
denn der Begriff „Schreibtischtäter“ ist keine bloße 
sprachliche Entgleisung. Er ruft beim Leser ganz auto­
matisch eine Gedankenverbindung zu den faschistischen 
Schreibtischtätern hervor, die in den zentralen Reichs­
behörden und Parteiämtern die „rechtlichen“ Grund­
lagen, Direktiven und Befehle für den Völkermord aus­
gearbeitet bzw. erlassen haben. Mit diesen faschisti­
schen Kriegs- und Menschlichkeitsverbrechern stellt 
Herr Schneider also die gesellschaftlich progressiven 
Kriminologen der BRD auf eine Stufe!
Uns will scheinen, daß der Begriff „Schreibtischtäter“ 
dann eigentlich auf Leute vom Schlage Schneiders paßt, 
denn sie sind es, die von ihren Schreibtischen aus fort­
schrittliche Bürger in der BRD verfolgen.

Dr. JOSEF STREIT

Neue Rechtsvorschriften

Überblick über die Gesetzgebung im II. Quartal 1974

Der nachstehende Beitrag, der an den Überblick über 
die Gesetzgebung im I. Quartal (NJ 1974 S. 295 f f . )  an­
knüpft, erstreckt sich auf die im Gesetzblatt der DDR 
Teil 1 Nr. 16 bis 32 und Teil II Nr. 12 bis 18 veröffent­
lichten Rechtsvorschriften. Wiederum sei darauf hin­
gewiesen, daß diese Übersicht keine verbindliche Kom­
mentierung oder Auslegung der Rechtsvorschriften dar­
stellt und auch das gründliche Studium des Gesetzblattes 
nicht ersetzen kann. D. Red.

Einen Schwerpunkt der Gesetzgebung im II. Quartal 
bilden die Rechtsvorschriften zur Tätigkeit der örtlichen 
Organe der Staatsmacht und zur staatlichen Leitung 
der Volkswirtschaft.
Auf der Grundlage des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe faßte der Minister­
rat den Beschluß über die Zusammensetzung der Räte 
der örtlichen Volksvertretungen in der DDR vom 28. Fe­
bruar 1974 (GBl. I S. 189), der die in der Praxis erprobte 
und bewährte Struktur berücksichtigt und darauf ab­
zielt, Kontinuität und Stabilität in der Zusammenset­
zung und im Wirksamwerden der örtlichen Räte zu 
wahren. Der Beschluß entspricht der Forderung des 
VIII. Parteitages der SED, in Anwendung des demokra­
tischen Zentralismus die staatliche Leitung weiter zu 
qualifizieren und überschaubarer zu gestalten, die kollek­
tive Arbeit der örtlichen Räte zu verstärken sowie die 
persönliche Verantwortung der Ratsmitglieder zu erhö­
hen. Die einheitliche, komplexe und koordinierte staat­
liche Leitung und Planung der gesellschaftlichen Ent­
wicklung im Territorium wird dadurch gesichert, daß 
die Leiter der wichtigsten Verantwortungsbereiche im 
Rat vertreten sind-
Zugleich wird der seit dem VIII. Parteitag beschrittene 
Weg fortgeführt, die örtlichen Staatsorgane auf der un­
tersten Ebene — in den Stadtkreisen ohne Stadtbezirke, 
in den Stadtbezirken sowie in den größeren und mitt­
leren Städten — zu stärken. So kann z. B. der Rat eines

Stadtbezirks bis zu 14 hauptamtlichen Mitgliedern und 
der Rat einer kreisangehörigen Stadt bei einer Bevöl­
kerungszahl von über 20 000 Einwohnern bis zu 
13 hauptamtlichen Mitgliedern umfassen. Damit sind 
die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um Schritt 
für Schritt solche Ratskollektive herauszubilden, die 
in der Lage sind, die vielfältigen Aufgaben, insbeson­
dere zur weiteren Verbesserung der Ar belts- und Le­
bensbedingungen der Bürger, immer erfolgreicher zu 
lösen sowie die Beziehungen der Staatsorgane zur Be­
völkerung ständig enger zu gestalten.
Der Beschluß sieht ferner vor, daß entsprechend den 
örtlichen Verhältnissen neben den hauptamtlichen 
Ratsmitgliedern auf allen Leitungsebenen — vom Be­
zirk bis zur Gemeinde — Mitglieder der Räte ehren­
amtlich tätig sein können. Dies wird vor allem in 
Städten'und Gemeinden der Fall sein. Außerdem kön­
nen in kleinen Gemeinden bis zu etwa 300 Einwohnern 
auch ehrenamtliche Bürgermeister gewählt werden.
Nach der Festlegung der Zusammensetzung der ört­
lichen Räte sowie der Verantwortungsbereiche ihrer 
Mitglieder sollen bis Jahresende in einer zweiten Etappe 
die Aufgaben der Fachorgane der örtlichen Räte weiter 
präzisiert und Rahmenregelungen für deren Organisa­
tion erarbeitet werden. Erstmalig entstehen damit ein­
heitliche Ordnungen auch für die Aufgaben, Arbeits­
weise und Struktur der Fachorgane der örtlichen Räte 
in der DDR.
Der Beschluß des Staatsrates über Empfehlungen für 
die konstituierenden Tagungen der neugewählten ört­
lichen Volksvertretungen vom 22. Mai 1974 (GBl. I 
S. 257) bezieht sich zwar primär auf die Vorbereitung 
und Durchführung dieser inzwischen abgeschlossenen 
ersten Tagungen nach den Kommunalwahlen vom 
19. Mai 1974; jedoch geben die Empfehlungen darüber 
hinaus eine inhaltliche Grundorientierung für die wei­
tere Tätigkeit der örtlichen Volksvertretungen zur Ver­
wirklichung der Beschlüsse des VIII. Parteitages.
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